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Ethik bedeutet für uns ...

Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit, Wahrha�igkeit und Respekt, sowie Selbstbestimmung und
Kooperation.

Außenpolitik

Gegen Ausbeutung, Globalisierung im Sinne einer Kooperation, außenwirtscha�liches Gleich-
gewicht, Verträge ausschließlich zum gegenseitigen Nutzen.

Wir fordern die unbedingte Einhaltung des UNO-Gewaltverzichts.

Wirtscha�

Wirtscha� muss dem Menschen dienen (Gemeinwohlökonomie). Technologischer Fortschri�
soll gesellscha�lich und dauerha� nutzbar sein. Fairer Handel im Sinne kooperativer Wirt-
scha�sstrukturen. Das Wirken von Außenhandel, Globalisierung und Liberalisierung nur im
Sinne des Gemeinwohls aller Beteiligten. Alle Subventionen haben ein Verfallsdatum.

Unternehmerisches Handeln muss mit Verantwortung einhergehen.

Energie

Nachhaltige dezentrale vernetzte Energieversorgung. Naturfreundliche Energiespeicherung.
Energieversorgung darf kein Gegenstand profitorientierten Handels sein.

Inneres

Zurück zur Rechtsstaatlichkeit und Gewährleistung ausreichender Sicherheit im ganzen Land.
Ausländer in Deutschland sollen so behandelt werden, wie wir Deutsche im Ausland behan-
delt werden wollen. Direkte Demokratie, alle weitreichenden Entscheidungen sind per Volks-
abstimmung zu entscheiden. Die Erfüllung der Grundbedürfnisse des Volkes werden über die
Gewährung eines bedingungslosen Grundeinkommens gewährleistet. Parlamente sollen ein
Spiegelbild der Gesellscha� sein.
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Justiz

Unabhängigkeit der Gerichtsbarkeit. Die Bundesstaatsanwaltscha� darf kein politisches Amt
sein. Rechtsfindung unter Einbeziehung der Bevölkerung optimieren.

Verbraucherschutz

Alle Produkte und Inhalte müssen transparent und prüfbar gekennzeichnet sein. Stichproben-
ha�e staatlich organisierte anonymisierte Prüfung aller Produkte. Nachhaltige, naturnahe,
ressourcenschonende und obsoleszensfreie Produktion ist zu fördern.

Finanzen

Finanz- und Geldpolitik gehört in die ö�entliche Hand. Tätigkeiten, welche für die Menschen
notwendig, nützlich und realisierbar sind, sollen mit ausreichenden Finanzmi�eln unterstützt
werden. Trennung von Weltleitwährung und staatlicher Währung. Abscha�ung des verzinsten
Schuldgeldsystems und Einführung eines alternativen Geldsystems (z.B. Vollgeldsystem). So-
lange kein neues Geldsystem – welches die Freiheit des Einzelnen nicht einschränkt – existiert,
muss das Bargeld erhalten bleiben.

Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Die Familie ist die kleinste soziale Einheit einer Gesellscha�, welche im besonderen Maße zu
fördern ist. Die Entwicklung von Kindern zum mündigen Staatsbürger wollen wir besonders
fördern. Menschenwürdiger Umgang mit Senioren und Pflegebedür�igen.

Arbeit und Soziales

Beschä�igung nach Neigung, Fähigkeit und Berufung ermöglichen. Verstärkte Würdigung der
derzeit unbezahlten Arbeit. Die Entkopplung des sozialen und wirtscha�lichen Lebens von
der Erwerbstätigkeit. Friedliches Leben in Wohlstand ermöglichen. Bis zur Einführung eines
bedingungslosen Grundeinkommens muss ein Mindestlohn den Grundbedarf eines Jeden er-
möglichen.

Ernährung

Wahrha�ige Aufklärung über unsere Ernährung. Gesunde Ernährung soll in allen Lebensbe-
reichen ermöglicht werden.

Landwirtscha�

Förderung der Herstellung von natürlichen Lebensmi�eln aus regionaler Landwirtscha�. Er-
haltung des patent- und gentechnikfreien natürlichen Saatguts. Artgerechte Tierhaltung im
Sinne des Respektes gegenüber dem Leben. Förderung kleinbäuerlicher Strukturen.
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Verkehr und Infrastruktur

Die gesamte Infrastruktur (Energie, Wasser, Straßen, Schienen, Datennetze, Flughäfen, Häfen),
sowie deren Wartung, Pflege und Ausbau, sind ö�entliches Gut und flächendeckend ohne
Gewinnerzielungsabsicht zu betreiben.

Verteidigung

Von deutschem Boden darf kein Krieg ausgehen. Einhaltung des UNO-Gewaltverzichts mit
aller Konsequenz. Die Bundeswehr tri� für den Heimatschutz ein. Rückkehr zur Inneren Füh-
rung und dem Prinzip: „Bürger in Uniform“. Die Wehrpflicht oder ein Ersatzdienst wird wie-
der eingeführt. Weltweite Einsätze ausschließlich mit UNO-Mandat. Beibehaltung des Par-
lamentsvorbehalts. Herauslösung des Oberbefehls deutscher Truppenverbände aus anderen
Kommandostrukturen. Einhaltung des Verzichts von ABC-Wa�en und atomare Teilhabe. Ab-
zug aller ausländischen Truppen. Angemessene Ausrüstung der Bundeswehr für den Verteidi-
gungsfall.

Gesundheit

Kostenlose Grundversorgung. Freie Therapiewahl. Unterstützung und Förderung der natürli-
chen und ursachenbezogenen ganzheitlichen Medizin. Ausreichende personelle und materielle
Versorgung des Gesundheitswesens.

Naturschutz, Umwelt und Reaktorsicherheit

Förderung der Renaturierung der Landscha�. Erhalt und Ausbau der natürlichen Kreisläufe.
Möglichst schneller Rückbau aller Kernkra�werke. Schädliche Strahlung auf Lebewesen und
Natur verhindern.

Bau und Stadtentwicklung

Förderung von naturnahen Lebensräumen, des ökologischen Bauens und von privatem, selbst-
genutzten Wohneigentum. Nutzpflanzen sta� Zierpflanzen im ö�entlichen Raum. Förderung
regionaler Selbstverwaltung.

Bildung

Zugang zu kostenfreier Bildung für Jeden. Bildungspflicht bei freier Wahl der individuellen
Lernmethodik mit Leistungsnachweisen. Die Schulen haben die freie Wahl der Lehrmethodik.
Transparente, wahrha�ige und ständige Beschreibung des gelehrten Wissens.

Forschung

Freiheit von Forschung und Lehre. Finanzielle Unabhängigkeit der Forschung. Ergebniso�ene
Forschung. Lizenzrechte ö�entlich finanzierter Forschung sollen beim Institut verbleiben.
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